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Die Verordnung über die Gründung und Tätigkeit von Unter­
nehmen mit ausländischer Beteiligung in der DDR vom 
25. Januar 1990 (GBl. I Nr. 4 S. 16)1 ist eines der ersten grund­
legenden Gesetzgebungswerke, die zur Vorbereitung und 
Durchführung der Wirtschaftsreform in der DDR erlassen 
wurden. Ihre Qualität ist daran zu messen, wie es gelungen 
ist, den tragenden Gedanken der Wirtschaftsreform und des 
Rechtsstaates zu verwirklichen. Davon ausgehend wäre mit 
der Verordnung der Beweis zu führen, daß die Regierung der 
DDR fähig und willens ist, die Prozesse, die sich in der Volks­
wirtschaft gegenwärtig vollziehen, nach rechtsstaatlichen 
Grundsätzen zu gestalten, was gleichzeitig eine hohe metho­
dische Qualität der Rechtsetzung einschließt

Diesem Anspruch wird die Verordnung m. E. nicht gerecht. 
Sie weist im Gegenteil eine Reihe inhaltlicher und metho­
discher Mängel auf.

Restriktive, die Unternehmensgründung 
nicht konsequent fördernde Regelungen

Die Verordnung dokumentiert, daß, wie bei so vielen anderen 
Erscheinungen der revolutionären Umwandlung, nur sehr 
zögerlich vorangeschritten wird. Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, als 'solle mit dieser Verordnung eine aus­
ländische Beteiligung mehr gehindert anstatt gefördert 
Werden.1 2 3

' Dieses restriktive. Vorgehen kommt in der Verordnung 
durchgängig zum Ausdruck, beispielsweise in folgenden Rege­
lungen :
— die lange Bearbeitungsfrist — 3 Monate — für den Antrag 

auf Genehmigung (§11 Abs. 3);
— die Forderung auf Mindeststammkapital in Höhe von 

150 000 M bei GmbH und von 750 000 M bei Aktiengesell­
schaften (§ 16);

— die ungenügende rechtliche Ausgestaltung der Gewährlei­
stung der Transferierung des Gewinns in ausländischer 
Währung (§ 25);

— die den Ermessensspielraum zu weit ausdehnende Auf­
zählung von Gründen für die Versagung der Genehmigung 
(S 13)3
Wenn die DDR ernsthaft beabsichtigt, die Wirtschaft kon­

sequent von einer zentral geleiteten Kommandowirtschaft auf 
einen sozial und ökologisch orientierten Marktmechanismus 
umzustellen, muß man auch in der Gesetzgebung über wirt­
schaftliche Vorgänge begreifen, daß sie den Rahmen für unter­
nehmerisches Handeln zu regeln hat. Der Entscheidungsspiel­
raum des Unternehmens erhält unter den neuen gesellschaft­
lichen Bedingungen ein anderes Gewicht. Dazu gehören un­
trennbar die uneingeschränkte Verantwortung für die wirt­
schaftlichen Aktivitäten und die Berücksichtigung der Markt­
erfordernisse durch die Geschäftsführer und Vorstände der 
Unternehmen. Alle Gesellschafter — sowohl der DDR-Partner 
als auch der ausländische Partner — haben ein gemeinsames 
Interesse: die effektive Verwertung ihres gemeinsamen Ver­
mögens zur Erzielung eines maximalen Gewinns.

Ungenügende rechtsstaatliche Diktion der Verordnung

Viele Formulierungen der Verordnung erinnern an die unleid­
liche Art der Administration in früheren Rechtsetzungsakten. 
Es muß künftig vermieden werden, mit Formulierungen den 
Anschein zu erwecken, als erweise der Staat den Betroffenen 
eine Gnade, indem er ihnen bestimmte, aber genau einge­
grenzte Freiheiten gewährt Diese nicht mehr zeitgemäße 
Diktion wird z. B. sichtbar

— am Beibehalten einer an sich überflüssigen Präambel 
(Wobei man sie hier sogar zur Aufnahme einer Legaldefinition 
benutzte) ;

— an belehrenden Regelungen, als ob die Unternehmen 
diese Rechte erst durch diese Verordnung erhalten (so u. a. in 
§§ 1, 15, 20 Abs. 1 und 2). Gemäß § 21 Abs. 1 müssen die Preise 
eine markt- und 'wettbewerbsgerechte Wirtschaftsentwick­
lung fördern, wobei allerdings offen bleibt, ob sie andernfalls 
rechtlich unwirksam sind. § 22 Abs. 1 proklamiert z. B. eine 
Selbstverständlichkeit, nämlich, daß Unternehmen in eigener 
Verantwortung über die Verwendung ihrer Mittel entschei­

den — ein Recht, das man ihnen doch nicht erst „gewähren“ 
muß. Das trifft analog auch auf § 25 zur Geltung des „Prinzips 
der Eigenerwirtschaftung und Eigenfinanzierung“ von Devi­
sen zu;

— an der Beibehaltung des aus rechtsstaatlicher Sicht nicht 
mehr akzeptablen Prinzips, sehr wesentliche Fragen zu einem 
späteren Zeitpunkt in einer Vielzahl von Durchführungsbe­
stimmungen zu regeln;

— an der völlig unzureichenden Ausregelung des Be­
schwerdeverfahrens. Da nach § 8 die Entscheidung über den 
Antrag quf Genehmigung der Gründung von Unternehmen 
das Wirtschaftskomitee trifft (eine Expertenkommission un­
ter Leitung des Vorsitzenden), widerspricht es jedem rechts­
staatlichen Denken, wenn in § 36 geregelt wird, daß endgül­
tig der Vorsitzende des Wirtschaftskomitees, mithin der glei­
che entscheidet, der die Genehmigung versagt hat.

Diese ungenügende rechtsstaatliche Diktion wird auch bei 
W. B u c h h o l  z/М. S t e r n a l  (a. a. О., S. 93) sichtbar, wenn 
sie feststellen: „ . . .  die Bestimmungen der Verordnung gehen 
jedoch als Regelungen mit öffentlich-rechtlichem Charakter 
den handelsrechtlichen Vorschriften vor.“ Abgesehen davon, 
daß auch die handeis- und gesellschaftsrechtlichen Gesetze 
nicht nur privatrechtliche Regelungen enthalten — so z. B. 
bei der Registerführung — steht eine Verordnung niemals über 
einem Gesetz. Die vorliegende Verordnung kann nur als lex 
specialis fungieren, indem für Gesellschaftsformen mit aus­
ländischer Beteiligung zusätzliche Bedingungen geregelt wer­
den, die über die in den geltenden Gesetzen geregelten hin­
ausgehen. Wäre dieser inhaltliche Zusammenhang qualifiziert 
aufgedeckt und regelungsmethodisch beachtet worden, hätte 
auf viele völlig überflüssige Regelungen in der Verordnung 
verzichtet werden können, die sich sowieso schon aus dem 
HGB, GmbH-Gesetz und Äktiengesetz ergeben.

Gesetzesmethodische Mängel, Widersprüchliches 
und Unklares

Es ist schmerzlich, auf die mitunter unzureichende Beherr­
schung der juristischen Methoden der Gesetzgebung und auf 
fehlerhafte Rechtsgrundsätze, die dem geltenden Recht wi­
dersprechen, aufmerksam machen zu müssen.

So sind die §§ 4 und 5 in sich widerspruchsvoll. Es ist nicht 
recht einzusehen, warum im ersten Satz des § 4 formuliert 
wird: „Die Unternehmen sind juristische Personen der DDR.“ 
Was sollte damit gesagt werden? Daß die GmbH und AG juri­
stische Personen sind, ist in den entsprechenden Gesetzen 
ohnehin geregelt. Die OHG und KG sind es hingegen nicht, 
obwohl sie vom Begriff „Unternehmen“ mit erfaßt werden, 
so daß man im § 5 Abs. 3 letzter Satz gezwungen war, eine 
an sich völlig überflüssige Ausnahme zu regeln.

Unverständlich ist auch die Regelung in § 4 Abs. 2 letzter 
Satz, wonach eine Haftung des Staates für Verbindlichkeiten 
der Unternehmen nicht besteht. Es ist wohl noch keiner auf 
die Idee gekommen, daß für Handelsgesellschaften (sowohl 
für-Personen — wie für Kapitalgesellschaften) eine Subsidiär­
haftung des Staates bestehen würde oder zu regeln sei. Be­
rechtigt wäre allenfalls eine Regelung dahingehend, daß bei 
einer Einlage eines volkseigenen Betriebes für diesen Anteil 
keine Subsidiärhaftüng des Staates in Frage kommt.

In § 4 Abs. 2 dritter Satz wird als Rechtsgrundsatz die Haf­
tung der Unternehmen für eigene Verbindlichkeiten mit ihrem 
Vermögen allgemein geregelt. Das stimmt jedoch nur für zwei 
Arten der Unternehmen, für die GmbH und AG, nicht hinge­
gen für die OHG oder KG.

1 Alle folgenden Paragraphenangaben ohne Hinweis auf die Quelle 
beziehen sich auf diese Verordnung.

2 Vgl. dazu W. Buchholz/M. sternal, „Ausgewählte Rechtsfragen 
bei der Gründung und Tätigkeit von Unternehmen mit auslän­
discher Beteiligung in der DDR“, in diesem Heft, S. 92 ff. Sie 
haben formuliert: „Alle diese Bestimmungen sind darauf gerich­
tet, Mindestpositionen der DDR-Beteiligten an Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung zu sichern und damit das nationale 
Element in unserer Volkswirtschaft zu bewahren.“ (S. 93).

3 Es ist daher keineswegs verwunderlich, wenn der Präsident des 
Bundesvorstandes Deutsche Industrie (BDI), T. Necker. zu der 
Auffassung gelangt: „Dieses Gesetz lockt- kein Kapital an.“ Und 
weiter: die Angst des Staates, seine Macht zu verlieren, spreche 
aus jeder Zeile (Berliner Zeitung vom 6І 2. 1990, S. 3).


